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GIS-Nebenbestimmungen Baden-Württemberg (GIS-NBest BW) sind Bestandteil des 

Zuwendungsbescheids. Im Übrigen gelten folgende  
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Nebenbestimmungen 
 

1. Dokumentationspflicht 

Die Förderung ist mit einer Dokumentationspflicht verbunden. Es gelten die GIS-     

Nebenbestimmungen des Bundes in der jeweils gültigen Fassung. 

 

Das Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Baden-Württemberg 

(LGL) veröffentlicht diese Daten und übermittelt sie darüber hinaus einmal jährlich 

der Bundesnetzagentur zur Aufnahme in den Infrastrukturatlas des Bundes. 

 

2. Öffentlichkeitsarbeit 

Auf die Breitbandförderung ist in geeigneter Form hinzuweisen (z.B. Pressemittei-

lungen, Bautafel, Einweihung, Inbetriebnahme). Das Hinweisblatt Öffentlichkeitsar-

beit ist zu beachten. Der Nachweis ist im Rahmen des Verwendungsnachweises 

durch eine geeignete Bilddokumentation zu erbringen. 

 

3. Vorhabensbeginn 

Der Vorhabensbeginn (Vertragsschluss bzw. Zuschlagserteilung im Auswahlverfah-

ren) ist der Bewilligungsbehörde anzuzeigen. 

 

4. Widerrufs- und Auflagenvorbehalt 

Der Zuwendungsgeber behält sich vor, den Bescheid im Falle einer Auszahlungs-

sperre oder aus sonstigen zwingenden Gründen zu widerrufen (Widerrufsvorbehalt 

nach § 36 Abs. 2 Nr. 3 LVwVfG) oder nachträglich zu ändern.  

 

Zudem behält sich der Zuwendungsgeber vor, nachträglich eine Auflage aufzuneh-

men, zu ändern oder zu ergänzen (Auflagenvorbehalt gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 3 

LVwVfG).  

 

Die Bewilligung kann unbeschadet weitergehender Regelungen in Nr. 8 ANBest-Gk 

auch dann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn 

 die dem Zuwendungsempfänger gewährte Zuwendung nach der Bundesbreit-

bandrichtlinie ganz oder teilweise entfällt oder zurückgefordert wird, 

 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden 

ist, 

 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet 

wird, 

 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche Ermäßigung der 

Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2 ANBest-Gk), 

 der Mittelabruf nicht bis zur festgesetzten Frist erfolgt. 



FÖBIS-ID: 2000273870 - 5 - Aktenzeichen: 7-8433.5/89-840924339 
 

Dienstgebäude Willy-Brandt-Str. 41 • 70173 Stuttgart • Telefon 0711 231-4 • Telefax 0711 231-5000 
E-Mail: poststelle@im.bwl.de • Internet: www.im.baden-wuerttemberg.de • www.service-bw.de 

∙ 
∙ 

 

 

Darüber hinaus ist das Land berechtigt, die Zuwendung zurückzuverlangen, soweit 

der Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen, wi-

derrufen oder sonst unwirksam wird. 

 

5. Mittelabrufe 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, innerhalb von drei Monaten nach Ein-

reichung des Zwischenzahlungsantrages beim Bund eine Mittelanforderung beim 

Land entsprechend des Projektfortschrittes zu beantragen. 
 

6. Verwendungsnachweis 

Der Zuwendungsempfänger hat den Verwendungsnachweis entsprechend den AN-

Best-Gk vorzulegen. Gemäß Nr. 6.1 der ANBest-Gk ist die Verwendung der Zu-

wendung innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Bewilligungszeitraum, spätestens 

jedoch bis zum 29.09.2025 der Bewilligungsbehörde nachzuweisen. Eine Verlänge-

rung dieser Frist ist nicht möglich. 

 

Abweichend von Nr. 6.2 ANBest-Gk besteht der Verwendungsnachweis aus 

 einer Mehrfertigung des an die Bewilligungsbehörde für die Förderung nach der 

Gigabitrichtlinie des Bundes gerichteten Verwendungsnachweises, 

 einem Nachweis der Schlusszahlung des Bundes und 

 einem Nachweis der vollständigen Dokumentation der geförderten Breitbandinf-

rastruktur nach Nr. 7 VwV Gigabitmitfinanzierung. 

 

7. Monitoring 

Der Zuwendungsempfänger hat die Pflicht zur jährlichen Meldung von Daten zur Er-

füllung der Monitoring-Pflichten nach § 10 NGA-Rahmenregelung. Die Meldung hat 

jedes Jahr bis spätestens zum 28.02 im Portal www.breitbandausschreibungen.de 

zu erfolgen. 

 

8. Mitteilungspflicht 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der Bewilligungsbehörde Änderungen 

oder die Aufhebung des Zuwendungsbescheids mit dem Aktenzeichen: 832.6/10-22 

01BW21470 vom 07.10.2022  nach der Gigabitrichtlinie des Bundes unverzüglich 

mitzuteilen. Die Mitteilungspflichten nach Nr. 5 ANBest-Gk bleiben unberührt. 

 




